2. Gemeinderatssitzung

17. 6. 2010; GA, 19:00 Uhr

1. Beschlussfähigkeit und Tagesordnung

Entschuldigt: Winkler, Michalek, Richter (SPÖ), Spona, Reiss (ÖVP), Lamers (GRÜNE)
Anwesend: 19
Diesmal gab es keine Anfragen von BürgerInnen vor dem Gemeinderat zu sprechen. 

Es wurden 3 Dringlichkeitsanträge eingereicht:
a) BM Cech: Baurechtsvertrag mit Alpenland – Blechhallengründe

Der Entwurf eines Baurechtsvertrags wurde zu spät fertig, um in der Vorstandssitzung darüber zu beraten und ihn auf die reguläre Tagesordnung zu nehmen, daher muss Cech die unselige Tradition von Jelinek weiterführen und wichtige TOPs per Dringlichkeitsantrag einbringen. 

Dem Antrag wird die Dringlichkeit einstimmig zuerkannt und als TOP 7 aufgenommen.

b) Riegl (FPÖ): Sitz und Stimme in den Ausschüssen

Die FPÖ versucht mit diesem Antrag die NÖ Gemeindeordnung zu umgehen. Diese legt fest, wann eine Partei einen Sitz in den Ausschüssen erhält (abhängig vom Wahlergebnis). Bei den Ausschüssen dabei sein und mitreden (nur eben nicht abstimmen) dürfen aber sowieso alle GR Mitglieder. Es liegt daher nicht im Einflussbereich der Gemeinde diese Spielregeln zu ändern. Die Dringlichkeit wird daher nicht zuerkannt.
c) Weiss (GRÜNE): Geschlechtergerechte Schreibweise 
Trotz jahrelanger Bemühungen um geschlechtergerechte Sprache hat das die Gemeindeverwaltung in ihren amtlichen Schriftstücken noch immer nicht umgesetzt. Fritzi Weiss fordert daher eine durchgängige Berücksichtigung von Frauen in Dokumenten, wie sie z. B. Wien bereits seit vielen Jahren umsetzt. 
Dem Antrag wird die Dringlichkeit einstimmig zuerkannt und als TOP 8 aufgenommen.

2. Genehmigung des letzten Protokolls

Keine Einwände
Abstimmung: 19 dafür – 0 dagegen – 0 Enthaltungen, angenommen

3. Berichte des Bürgermeisters
· Die Messung der Strahlenbelastung in den Kindergärten hat zwar keine signifikanten Strahlungsbelastung durch die Mobilfunkmasten ergeben jedoch wurde die hohe Strahlung der Schnurlostelefone dokumentiert. Diese werden daher gegen Handys ausgetauscht.
· Geh- und Radweg zum Sportplatz: Der geplante Weg wäre an einer Stelle zu schmal, daher muss eine neue Wegführung überlegt werden. Auch wenn der ursprüngliche Weg nicht errichtet werden kann, bleibt die Zusage der Kofinanzierung durch das Land NÖ auch für eine Alternativroute aufrecht.
· OrtsvertreterInnen in der Grundverkehrskommission: Wenn Bauern Grundstücke verkaufen wollen, muss das diese Kommission genehmigen. Es werden daher nur LandwirtInnen in diese Kommission entsandt. Für Gablitz wird das VBM Gruber machen. 

· Finanzierung Straßenbau: Ohne dem Geh- und Radweg werden 2010 immer noch ca. 445.000 € verbaut (der Hauptteil davon für die unnötige Sanierung der Brauhausbrücke). Da Gablitz fast pleite ist, müssen wir um die Genehmigung betteln Kredite aufzunehmen. Mit LR Sobotka wurde daher ein Finanzierungsplan abgesprochen, der einen geförderten 225.000 € Kredit des Landes und einen normalen Kredit von 125.000 € enthält.
· Finanzgebarung: Das Land verlangt, dass zumindest jene Bereiche, die über Einnahmen finanziert werden können, kostenneutral zu führen sind. Da Gablitz mit dem Abfallbereich mit 25.000 € im Minus ist, verlangt das Land eine Erhöhung der Müllgebühren, ansonsten gibt es keinerlei Förderungen mehr vom Land. Der Reigen der Gebührenerhöhungen (auch aufgrund des mangelnden Ausgleichs durch Einnahmen aus dem Wasserbereich) beginnt daher 2011.

4. Bericht des Prüfungsausschusses
GR Andreas Forche, der neue Vorsitzende berichtet über die letzte Prüfung. Der Ausschuss beschränkt sich darauf Rechnungen ziffernmäßig zu kontrollieren aber die Investition oder Ausschreibungsart nicht prinzipiell in Frage zustellen. Daher ist seit der Erfindung des Taschenrechners auch kein kritisches Prüfungsergebnis mehr aufgetaucht. Bemerkenswert war nur, dass auch EinbrecherInnen im Gemeindeamt kein Geld gefunden haben (Woraus zu schließen ist, dass es keine GablitzerInnen waren. Diese hätten gewusst, dass dort nichts zu holen ist).
5. Stellungnahmen zum Bericht des Prüfungsausschusses
Der Bürgermeister hat die Möglichkeit zum Bericht Stellung zu nehmen, braucht es aber aufgrund der Harmlosigkeit des Prüfungsergebnisses nicht zu tun. Über zusätzliche Sicherheitsmaßnahmen wird man sich Gedanken machen.
6. Änderung der Verordnung Politikerbezüge
Der Gemeinderat der Marktgemeinde Gablitz hat zuletzt 1998 die Bezüge der Mitglieder des Gemeinderates der Marktgemeinde Gablitz geregelt. Diese sind als %-satz des Bürgermeistergehaltes festzulegen. Der Bürgermeistergehalt wird jedoch von der Landesregierung festgelegt (für 5928 Einwohner € 4.488,--). Aufgrund der notwenigen Sparmaßnahmen, soll auch bei den Politikerbezügen gespart werden. Der Bürgermeisterbezug kann nicht reduziert werden, daher spendet Cech 5 % seines Gehalts an die Gemeinde zurück. Die Gemeinderäte hingegen verzichten auf 5 % des Gehalts und daher werden die neuen Prozentsätze der Bezüge folgendermaßen geregelt: 1. Vizebürgermeister 47,5 %, 2. Vizebürgermeister 30,0 %, Mitglied des Gemeindevorstandes 28,5 %. Obmann des Prüfungsausschusses 14,25 %, Umweltgemeinderat 14,25 %, Mitglied des Gemeinderates 7,125 %.
Die gesamten eingesparten Mittel werden auf ein Sonderkonto transferiert und einmal im Jahr für gemeinsame Projekte des Gemeinderats ausgegeben. Diese Projekte sollen direkt den GablitzerInnen zugute kommen. 
Im den Ausschüssen war die SPÖ vehement gegen diese Kürzung (obwohl die Idee ursprünglich einmal Hlavaty sen. hatte und damit am ehemaligen BM Jelinek gescheitert ist). Da sie jedoch sah, dass dieser Antrag nicht zu verhindern ist, trat die SPÖ die Flucht nach vorne an und verlangt in einem Gegenantrag die Reduktion um 10 %. Außerdem will die SPÖ kein Sonderkonto. Die Mittel sollen einfach im Haushalt bleiben und damit Winterdienstgeräte oder Warnwesten für Gemeindearbeiter angekauft werden.
Abstimmung des Gegenantrags: 5 (SPÖ) – 14 – 0, abgelehnt
GR Weiss (GRÜNE) stellt den Zusatzantrag, dass die Projekte von allen Clubsprechern gemeinsam ausgewählt werden. 

Abstimmung des Zusatzantrags: 18 – 0 – 1 (Forche), angenommen

Abstimmung des Hauptantrags: 14 – 0 – 5 (SPÖ), angenommen

7. Baurechtsvertrag mit Alpenland – Blechhallengründe
Die (schwarze) Wohnbaugenossenschaft Alpenland wurde bereits 2008 ohne Vergleichsangebote von der ÖVP zur Umsetzung des ursprünglich „Mehrgenerationenhaus“ genannten Projekts ausgewählt. Jetzt sind alle Vorarbeiten (Planung Arch. Peter Fleiß) abgeschlossen und der Baurechtsvertrag kann abgeschlossen werden. Damit erlaubt, die Gemeinde der Genossenschaft auf dem Gemeindegrund ein Wohnhaus zu errichten und zu betreiben. Die Gemeinde bekommt einen jährlichen Zins (15.000 €) und kann bei der Wohnungsvergabe mitreden. Die Gemeinde hat keinen Einfluss auf Tarifgestaltung etc., übernimmt jedoch die Haftung, wenn die Alpenland die Wohnungen nicht anbringt.
Alle diese Konditionen hätte man/frau in einem Wettbewerb der Wohnbaugesellschaften für die Gemeinde optimieren können, daher stimmen die GRÜNEN diesem Vertrag nicht zu.

Abstimmung: 18 – 0 – 1 (Weiss), angenommen

8. Geschlechtergerechte Schreibweise in amtlichen Schriftstücken

Diese Forderung der GRÜNEN ist ja nicht ganz neu, nur wurden unsere Anträge bisher immer kategorisch abgelehnt. Durch Cech und sein Frauenteam scheint sich da auch in der ÖVP ein Umdenken anzubahnen. Jedenfalls beteuert die Gemeindeverwaltung, das sowieso schon zu probieren und verspricht die Intensivierung der Bemühungen. Und auch der Gemeinderat ist diesmal einstimmig dafür. Sieh an, sieh an!
Abstimmung: 19 – 0 – 0, angenommen

9. Hauersteigstraße Fa. Colas/Sanierung
Das nennt man: Am falschen Platz gespart! Die Sanierung der Hauersteigstraße ist gründlich in die Hose gegangen. Zunächst hat der neue Belag die Autos verschmutzt (was zu der Förderung der Autowäsche durch die Gemeinde geführt hat) und jetzt ist er (nach 2 Jahren) schon wieder sanierungsbedürftig. Die damalige Firma wird daher die bezahlten Rechnungen rückerstatten und die Fa. Pittel & Brausewetter mit der neuerlichen Sanierung beauftragt. Diese wird das um ca. 46.000 € erledigen.
Abstimmung: 19 – 0 – 0, angenommen

10. Asphaltierung Pöckelau
GGR Richter berichtet, dass jetzt auch die Pöckelau asphaltiert werden soll. Es wird dabei eine Straße mit Parkplätzen sowie ein Fußweg und Radstreifen asphaltiert. Das wird ca. 52.000 € kosten und ebenfalls von Pittel & Brausewetter ausgeführt.
Abstimmung: 19 – 0 – 0, angenommen

11. Tarifänderung Neujahrskonzert
Da die NÖ Tonkünstler den Preis erhöht haben, müssen für das Neujahrskonzert neue Preise festgesetzt werden. Die Eintrittspreise werden daher um 1 € erhöht. 
Abstimmung: 19 – 0 – 0, angenommen

12. Trafik Hartmann/Neuverpachtung
Die Trafik Hartmann ist in Konkurs, daher wird der Pachtvertrag aufgelöst. Die Trafik soll aber wieder verpachtet werden, die Pacht soll dabei 1.500 € betragen.
Abstimmung: 19 – 0 – 0, angenommen

13. Verpachtung Linzerstraße 79
Das Grundstück neben dem Heurigen Schreiber gehört Herrn Dewanger, der es seit Jahren um ca. 580 € pro Jahr der Gemeinde verpachtet hat. Diese wiederum gestattet dem „Schreiber“ die Nutzung als Parkplatz um ca. 260 €. Jetzt haben sich noch 2 Dauerparker gemeldet, die ebenfalls den Platz nutzen wollen. Sie werden 15 € pro Monat als Miete zahlen. 
Abstimmung: 19 – 0 – 0, angenommen

14. Vertrag Blumenmarkt 2010
Das letzte Jahr hat GR Lamers darauf gedrängt, einen Grundsatzbeschluss zu fassen, um nicht mehr jährlich den gleichen Beschluss fassen zu müssen. Diesmal muss er sogar 2 Monate nach der Durchführung des Blumenmarktes gefasst werden. Allerdings ist eh alles so wie immer. Das Nutzungsentgelt beträgt wieder 360 €
Abstimmung: 19 – 0 – 0, angenommen

15. Sonnenbus 2010
Als Termin für die Sonnenbusfahrt wird der 08. September 2010 und als mögliches Ziel die Schallaburg vorgeschlagen. Es wird wieder mit drei Bussen und damit mit Gesamtkosten von max. 3.500 € gerechnet.
Abstimmung: 19 – 0 – 0, angenommen

16. Subvention SV Gablitz (Pfingstturnier)
Der SV Gablitz ersuchte um eine Subvention für die Abhaltung des Pfingstturniers (Mietkosten für die Festhalle, Nutzung der Bühne und Kosten für die Müllbeseitigung).  Die Kosten betragen insgesamt € 1.029,87.
Abstimmung: 19 – 0 – 0, angenommen

17. NAW – Subvention 2010
Die Gemeinde muss die anteiligen Betriebskosten des Notarztwagens jährlich neu beschließen. Diese beträgt für 2010 ca. 6.600 €.
Abstimmung: 19 – 0 – 0, angenommen

18. „Best of Ladies“ - Subvention
Ein Verein will im Rahmen des NÖ weiblichen Kleinkunstfestivals im 82er Haus eine Aufführung spielen. Dafür will dieser Verein 500 € Subvention. Diese wird jedoch mangels Unterlagen (wer, warum, welcher Inhalt, etc.) abgelehnt.
Abstimmung: 19 – 0 – 0, angenommen

Ende des öffentlichen Teils

21:00 Uhr

